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Europa und Internationales  KERNAUSSAGEN 
Gegenüber China in die Offensive kommen! 
Dr. Susanne Cassel, Dr. Tobias Kohlstruck 

 

Politikanalyse: 
 China will bis 2049 Weltmarkt- und Tech-

nologieführer werden.  
 China will den Westen destabilisieren und 

sich als alternatives Wohlstandsmodell 
etablieren.   

 China profitiert von der Offenheit Euro-
pas, die es selbst nicht gewährt; das west-
liche De-Risking beginnt jedoch zu wirken. 

 

Politikempfehlungen: 
 Protektionismus nicht mit Protektionis-

mus beantworten, ohne naiv gegenüber 
China zu sein. 

 EU-Wettbewerbsfähigkeit verbessern und 
internationale Kooperationen ausbauen. 

 Die aktuelle Schwäche Chinas nutzen, um 
eigene Verhandlungsposition zu stärken. 
 
 

 
 
 

Beim Weltwirtschaftsforum 2024 in Davos 
betonte Li Qiang als ranghöchster chinesi-
scher Gast, dass China ein vertrauenswürdi-
ges Land sei, das sich an völkerrechtliche 
Verträge halte und für ein regelbasiertes, 
multilaterales System eintrete. China werde 
weiterhin Motor der globalen Wirtschafts-
entwicklung und offen für ausländische In-
vestoren sein. Gleichzeitig zielt China mit 
der Doppelstrategie aus Neuer Seiden-
straße und Made in China 2025 auf die welt-
weite Technologieführerschaft in wesentli-
chen Bereichen. Sein staatskapitalistisches 
System will es als alternatives Wohlstands-
modell etablieren und damit den Westen 
destabilisieren. Die EU sollte auf die protek-
tionistische und interventionistische Strate-
gie Chinas nicht mit undifferenziertem Pro-
tektionismus und Verleugnung westlicher 
Werte reagieren, darf aber auch nicht naiv 
sein. Wesentlich ist, die eigene Wettbe-
werbsfähigkeit und internationale Koopera-
tionen zu stärken.         
 
 

Die wirtschaftliche Entwicklung Chinas ver-
läuft nach vielen sehr guten Jahren zuletzt 
enttäuschend. Neben einem rasanten An-
stieg der privaten und öffentlichen Verschul-
dung kämpft die Volksrepublik mit einer Im-
mobilienkrise. Das Vertrauen der chinesi-
schen Bevölkerung, aber auch ausländischer 
Unternehmen ist durch die drastischen 
Maßnahmen während der Corona-Pande-
mie deutlich gesunken. Hinzu kommen die 
geopolitischen Spannungen, Rechtsunsicher-
heit sowie ein steigender Einfluss der chine-
sischen Regierung auf die Wirtschaft. Zu-
dem betreiben insbesondere die USA, Ka-
nada und Europa ein De-Risking gegenüber 
China, indem sie einerseits stärker diversifi-
zieren, andererseits aber auch protektionis-
tische Gegenmaßnahmen ergreifen. Die Fol-
gen sind rückläufige chinesische Exporte und 
Direktinvestitionen. So zogen im dritten 
Quartal 2023 Investoren erstmals mehr fi-
nanzielle Mittel aus China ab, als in das Land 
flossen.  
 

Mit seiner Doppelstrategie der Neuen Sei-
denstraße und Made in China 2025 verfolgt   

 
 
 

China nicht nur wirtschaftlich-technologi-
sche, sondern auch politische und militäri-
sche Ziele, insbesondere, neue Verbündete 
für eine multipolare Weltordnung zu finden 
und das eigene staatskapitalistische System 
als neues Wohlstandsmodell zu propagie-
ren. Ziel der Made in China 2025-Strategie 
ist es, bis zum Jahr 2049 (100 Jahre nach der 
Machtübernahme durch die Kommunisti-
sche Partei) in zehn Schlüsselindustrien, da-
runter Informationstechnologie, Automati-
sierung, Medizintechnik und erneuerbare 
Energien, Weltmarkt- und Technologiefüh-
rer zu werden. Im Rahmen der Neuen Sei-
denstraße führt China bereits seit 2013 
weltweit Infrastrukturprojekte durch.   
 

Während diese Doppelstrategie in den 
2010er Jahren gut funktionierte, bleiben seit 
Beginn der Corona-Pandemie die Erfolge 
aus. So ist die Zahl chinesischer Fusionen 
und Übernahmen in Europa deutlich zurück-
gegangen und auch die chinesischen Infra-
strukturinvestitionen sind gesunken. Zudem 
wird das Seidenstraßenprojekt im Westen 
zunehmend kritisch gesehen, da befürchtet 
wird, dass kleinere Länder in eine Abhängig-
keit von China geraten könnten. Einzelne 
Länder haben sich daher zurückgezogen. 
 

Seit dem WTO-Beitritt Chinas im Jahr 2001 
hat sich die relativ naive Haltung des Wes-
tens gegenüber China verändert. Es kam zu 
einer Renaissance der Industriepolitik, die 
versucht, „Zukunftsindustrien“ im eigenen 
Land zu fördern, und es wurden Übernah-
meregeln und die Fusionskontrolle ver-
schärft, um zu verhindern, dass chinesische 
Unternehmen Mehrheiten an kritischen In-
frastrukturen erwerben. Darüber hinaus hat 
die EU mit der sogenannten „Foreign Subsi-
dies Regulation“ eine strenge Subventions-
kontrolle eingeführt, um wettbewerbsver-
zerrende Auswirkungen ausländischer staat-
licher Beteiligungen auf den EU-Binnenmarkt 
zu begrenzen. Mit der 2018 ins Leben geru-
fenen Konnektivitätsstrategie, die 2021 als 
Global Gateway neu aufgelegt wurde, hat die 
EU zudem ihre eigene Antwort auf die Neue 
Seidenstraße gegeben. Bis 2027 stehen 
300 Mrd. Euro zur Verfügung, um die welt-
weite Investitionslücke im strategischen In-
teresse der EU zu schließen. Die Vergabe 
der Investitionsmittel ist an Vorgaben zu 
Rechtstaatlichkeit und Demokratie sowie 
Sozial- und Umweltstandards gebunden. In-
wieweit Empfängerländer bereit sind, diese 
Vorgaben einzuhalten, oder die weitgehend 
unkonditionierte chinesische Alternative be-
vorzugen, bleibt abzuwarten. 
 

Die chinesische Systemrivalität stellt den 
Westen vor ein ordnungspolitisches Di- 

 
 
 

lemma: Einerseits muss der Westen verhin-
dern, dass China ihm seine Spielregeln auf-
zwingt oder er angesichts unfairer Praktiken 
den Kürzeren zieht. Andererseits wider-
sprechen protektionistische Maßnahmen 
wie eine überzogene Industriepolitik, Zölle 
oder Beschränkung von Direktinvestitionen 
der Wettbewerbsordnung einer liberalen 
Marktwirtschaft. Das Pendel darf nicht in 
Richtung Protektionismus und Verleugnung 
westlicher Grundsätze umschlagen. Inter-
ventionistische Eingriffe sollten nur in gut 
begründeten, eng und klar definierten Fällen 
erfolgen. Für mehr Zurückhaltung bei inter-
ventionistischen Maßnahmen spricht auch, 
dass immer mehr Partner der Neuen Sei-
denstraße und von Made in China 2025 Pe-
king aus wirtschaftlicher Enttäuschung oder 
politischer Empörung den Rücken zukehren. 
Für diese Länder hat sich China selbst ent-
zaubert.  
 

Statt Unfreiheit mit Unfreiheit zu beantwor-
ten, sollte die EU ihre eigene Wettbewerbs-
fähigkeit stärken, indem sie wachstums-
freundliche Rahmenbedingungen schafft und 
in Digitalisierung, Klimaschutz und Bildung 
investiert. Zudem gilt es, mit Gleichgesinn-
ten Freihandelsabkommen abzuschließen. 
Die aktuelle Schwäche Chinas sollte die EU 
nutzen, um ihre eigene Verhandlungsposi-
tion zu stärken. So kann sie von der Defen-
sive in die Offensive kommen und die At-
traktivität des westlichen Wohlstandsmo-
dells unterstreichen. 
 

Dieser Policy Brief entstand auf Grundlage 
des ECONWATCH-Meetings „Offene 
Märkte vs. Staatskapitalismus: Wie umge-
hen mit dem Systemrivalen China?“ mit Dr. 
Christian Geinitz (F.A.Z.). 
 

Impressum 
ECONWATCH 
Gesellschaft für Politikanalyse e.V. 
Poststraße 12 
10178 Berlin 

Helfen Sie mit! 
 

Um den ECONWATCH-Policy Brief an-
bieten zu können, in dem Sie verständli-
che und wissenschaftlich fundierte Infor-
mationen über wirtschaftspolitische Zu-
sammenhänge und Reformmöglichkeiten 
erhalten, ist ECONWATCH als gemein-
nützige und unabhängige Organisation auf 
Mitgliedsbeiträge und Spenden angewie-
sen. Informationen hierzu erhalten Sie auf:  
 

www.econwatch.org 


